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Flüchtlingsunterbringung

Verwaltungsausschuss beschließt Anmietung eines Bürogebäudes
und Austausch von Standorten

Beschluss des Verwaltungsausschusses zur Anmietung eines
Bürogebäudes und zum Austausch von Standorten für die
Unterbringung von Flüchtlingen.

Der Verwaltungsausschuss hat heute die Anmietung eines
ehemaligen Bürogebäudes im Stadtteil List für eine Laufzeit
von rund zwei Jahren beschlossen. Die Modalitäten unterliegen
aus vertraglichen Gründen der Vertraulichkeit. Es handelt
sich hierbei um ein Bürogebäude an der Constantinstraße. Die
Räume müssen zunächst umgebaut und für die Unterbringung von
Flüchtlingen hergerichtet werden. Die Belegung erfolgt in
Abhängigkeit vom Umbau. Grundsätzlich können im Erdgeschoss
und in den ersten beiden Obergeschossen insgesamt rund 200
Flüchtlinge untergebracht werden. Geplant sind sowohl
Einzelzimmer als auch Zimmer für bis zu drei Personen, damit
neben den Einzelpersonen auch Familien untergebracht werden
können. Bestandteil des Mietvertrages ist auch eine große
Außenfläche, die von den BewohnerInnen zur Freizeitgestaltung
genutzt werden kannn.

Austausch von Standorten für die Unterbringung von
Flüchtlingen

Ebenfalls beschlossen wurde der Austausch von drei
Standorten, die im Rahmen des im Juli dieses Jahres auf den
Weg gebrachten Sonderprogramms 2016 ermittelt worden sind:

ergänzt wurde im Stadtbezirk Kirchrode-Bemerode-Wülferode
für den dortigen Schützenplatz ein Standort in der Straße
Bemeroder Anger für die Errichtung von Modulanlagen;
ausgetauscht wurden zwei Standorte im Stadtbezirk
Ricklingen: der Standort im Karl-Nasemann-Weg und der in
der Fellgiebelstraße werden ersetzt durch einen Standort
im Kneippweg (Parkplatz) und einen im Friedländer Weg in
Höhe der Frankfurter Allee für die Errichtung von
Modulanlagen.
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Grund für die Ergänzung war der Wegfall des Standortes in der
Straße Am Sandberge im Stadtbezirk
Kirchrode-Bemerode-Wülferode. Dieser wurde von Stadt in
Absprache mit dem Stadtbezirksrat im Sommer nicht zum
Beschluss vorgelegt, da die vorgeschlagene Fläche für
Veranstaltungen benötigt wird. Der Austausch zweier Flächen
im Stadtbezirk Ricklingen erfolgt aus Gründen der besseren
Erschließbarkeit. Im Zuge dieser Neuordnung der Flächen
ergibt sich zudem eine angemessenere Verteilung im
Stadtbezirk.

Investitionssumme beträgt rund 81 Mio. Euro

Die Stadt investiert rund 81 Millionen Euro in das gesamte
Programm. Darin enthalten sind die Kosten für den Neubau der
Modulanlagen und Wohnheime in Höhe von rund 61,5 Millionen
Euro sowie Wohnungsneubauprojekte mit Kontingenten für
Flüchtlinge in Höhe von rund 11,75 Millionen Euro - inklusive
der Kosten für die Erschließung und bauliche Herrichtung der
Grundstücke. Die Kosten für den Erwerb von Maschinen und
Arbeitsgeräten sowie die Kosten für die
Einrichtungsgegenstände wurden mit 250.000 Euro
einkalkuliert. Des Weiteren sind Honorarkosten für externe
FachplanerInnen in Höhe von rund 5,4 Millionen Euro
veranschlagt worden. Auch sind Zuwendungen für
Investitionstätigkeiten von rund zwei Millionen Euro an
Baukostenzuschüssen für die Errichtung von Wohnungen durch
private Gesellschaften eingeplant worden. Mit diesem Geld
sollen Unternehmen respektive Einrichtungen gefördert werden,
die jeweils ein Kontingent an Wohnungen für die Unterbringung
von Flüchtlingen zur Verfügung stellen.

Städtische Flächen sind besonders geeignet

Die potenziellen städtischen Flächen eignen sich
grundsätzlich für den Bau von Flüchtlingsunterkünften, da
diese bereits in die jeweiligen Stadtteile integriert und gut
an das Netz des öffentlichen Personennahverkehrs und die
Verkehrsinfrastruktur angebunden sind. Die Areale befinden
sich überwiegend in der Nähe zu Wohngebieten und
entsprechenden Nahversorgungszentren und öffentliche
Einrichtungen. Demzufolge wäre die Erschließung und Bebauung
ohne größeren Aufwand möglich. Bei der Beurteilung der
planungsrechtlichen Eignung der jeweiligen Standorte hat die
Stadt auch auf die Novelle des Baugesetzbuches
zurückgegriffen, die der Bundestag 2014 zur Erleichterung der
Unterbringung von Flüchtlingen beschlossen hat. Demnach
kommen grundsätzlich auch Flächen infrage, für die kein
rechtsverbindlicher Bebauungsplan vorliegt (§34 BauGB
unbeplanter Innenbereich, §35 BauGB Außenbereich).

Weitere Standorte für Modulanlagen und Wohnheime

Die Stadt plant für 2016 an weiteren 14
Standorten Modulanlagen und Wohnheime:

Mitte: Waterlooplatz;



Mitte: Waterlooplatz;
Vahrenwald-List: Podbielskistraße 115;
Bothfeld-Vahrenheide: Große Heide 35 und Rendsburger
Straße;
Buchholz-Kleefeld: Osterfelddamm/ Baumschulenallee und
Podbielskistraße/ Corinthstraße;
Misburg-Anderten: Ludwig-Jahn-Straße;
Kirchrode-Bemerode-Wülferode: Am Heisterholze;
Döhren-Wülfel: Erythropelstraße 61 und Thaerstraße;
Ricklingen: Deveser Straße;
Herrenhausen-Stöcken: Heimatweg;
Nord: Alt Vinnhorst (Modulanlage II) und Helmkestraße.

Standorte für Wohnungsbau mit Kontingenten für Flüchtlinge

Diese 13 Standorte sind für den Wohnungsbau mit Kontingenten
für Flüchtlinge vorgesehen:

Mitte: Ohestraße;
Vahrenwald-List: Karl-Imhoff-Weg;
Buchholz-Kleefeld: Dorfmarkhof, Lathusenstraße,
Nikolaas-Tinbergen-Weg und Nußriede;
Misburg-Anderten: Am Forstkamp 22;
Kirchrode-Bemerode-Wülferode: Kronsberg/Lehmbuschfeld und
Lange-Feld-Straße;
Döhren-Wülfel: Am Annastift und Spittastraße 25-27;
Ahlem-Badenstedt-Davenstedt: Albrecht-Schäffer-Weg 107;
Herrenhausen-Stöcken: Kreuzriede 12.


